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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Wahlen

Wahlen in kantonale Parlamente

Bei den Baselbieter Landratswahlen kam es nur zu leichten Verschiebungen zugunsten
der bürgerlichen Parteien. Sowohl die FDP, welche weiterhin die stärkste
Parlamentsfraktion bildet, wie auch die CVP gewannen je ein Mandat und konnten auch
wähleranteilmässig leichte Gewinne verbuchen. Die Schweizer Demokraten gewannen
ein Mandat und erlangten somit Fraktionsstärke. Auf der Verliererseite befanden sich
die Grünen (1987: Grünes Bündnis, seit 1990 zur GPS gehörend), welche zwei Sitze und
1,3% Wählerstimmen einbüssten. Die Sozialdemokraten verloren zwar keinen Sitz,
konnten aber ihren Wähleranteil aus dem Jahre 1987 – er entsprach fast jenem der FDP
– nicht halten. Ihr Fraktionspartner, der LdU, verlor hingegen seinen einzigen Sitz. Die
Frauenvertretung stieg von 16 auf 23 (27,4%). 1

WAHLEN
DATUM: 24.03.1991
MATTHIAS RINDERKNECHT

Die Gesamterneuerungswahl in sechs Kantonalparlamente (BL, FR, GR, LU, TI, ZH)
konnten nur teilweise die Tendenzen der vorjährigen Kantonalwahlen bestätigen.
Insgesamt verlor die CVP von allen Parteien am meisten Sitze (-10). Die Erosion schritt
auch bei der FDP weiter voran, allerdings in deutlich geringerem Ausmass (-4 Sitze). Mit
der massiven Sitzeinbusse des Landesrings in Zürich (-8) nahm dessen Bedeutung
weiter ab. Im Gegensatz dazu konnten die Sozialdemokraten auch dieses Jahr vor allem
sitzmässig weitere Erfolge verbuchen und standen mit dreizehn zusätzlichen Mandaten
(davon allein 9 in Zürich) als eigentliche Sieger da. Eine Umkehr vom bisherigen
Erfolgskurs zeichnete sich bei den Grünen ab; sie büssten insgesamt vier Mandate ein
und konnten einzig in Feiburg, wo sie neu ins Parlament einzogen, Sitze gewinnen. Die
AP konnte nur im Kanton Zürich einen Erfolg verbuchen, wo sie zwei Sitze eroberte. In
allen Kantonen ausser Tessin sank die Wahlbeteiligung zum Teil massiv, im Kanton
Zürich über 7%. Der Anteil der Frauen stieg — abgesehen vom Kanton Zürich — in allen
betroffenen kantonalen und kommunalen Parlamenten. Unter den 894 in sieben
Kantonen (ohne AI) gewählten Parlamentsmitgliedern waren 181 Frauen (20,2%).

WAHLEN
DATUM: 30.12.1991
MATTHIAS RINDERKNECHT

Im Baselbiet wurde der Landrat mit sechs Laufentaler Sitzen von 84 auf 90 Sitze
aufgestockt. Dabei war der Wahlausgang geprägt vom jahrelangen und ziemlich
ausgeglichenen Kampf um die Kantonszugehörigkeit des Laufentals: Pro-Berner und
Pro-Baselbieter erhielten je drei Sitze. Bei einer Stimmbeteiligung von 49% ging die
Liste der FDP und Proberner (VBL) dank eines Restmandats mit drei Sitzen als klarer
Sieger der Ergänzungswahlen hervor, die basellandfreundlichen Freisinnigen gingen leer
aus. Zwei Mandate gingen an die CVP, lediglich eines an die SP. Keinen Erfolg erzielen
konnten die im Laufental neu gegründete SVP und die SD. Leer gingen auch die Frauen
aus; sämtliche neuen Sitze gingen an Männer. 2

WAHLEN
DATUM: 22.03.1994
EVA MÜLLER

In Baselland kandidierten im März 554 Kandidatinnen und Kandidaten für einen Sitz im
Landrat. In allen zwölf Wahlkreisen traten die bisher im Landrat vertretenen Parteien
wieder an. Die 194 Kandidatinnen machten mit der eigenen überparteilichen Kampagne
„Klara“ auf sich aufmerksam. Nicht mehr in Erscheinung trat hingegen die Unabhängige
Frauenliste "Ufral". Ausserdem hatten sich die Freie Grüne Liste und das Grüne Bündnis
Baselland zum Grünen Bündnis GB zusammengeschlossen. Als einzige Partei hatte die
SP in allen Wahlkreisen unkummulierte volle Listen eingereicht. Dagegen hatten die SD
Mühe, ihre Listen voll zu kriegen. Aus dem Bezirk Reinach, wo die Partei einen regen
Zulauf erfuhr, mussten daher Kandidaten an andere Bezirke entliehen werden.

Die SVP ging als Siegerin aus den Wahlen hervor. Sie konnte drei Sitzgewinne
verzeichnen und überflügelte mit insgesamt 14 Landrats-Sitzen und 16% der
Wählerstimmen die CVP, die bei einem Verlust neu mit zwölf Sitzen vertreten ist. Aber
auch die Ränge eins und zwei wurden neu bestellt. Die FDP verlor drei Sitze und musste
mit einer Fraktionsstärke von 22 Sitzen der SP auf dem obersten Podest Platz machen.
Die Sozialdemokraten konnten ihren Wählerstimmenanteil geringfügig ausbauen. Sie
sind im Landrat neu mit 25 Sitzen (+1) stärkste Fraktion. Mit einem

WAHLEN
DATUM: 21.03.1999
DANIEL BRÄNDLI
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Wählerstimmenzuwachs um 2 Prozentpunkte auf 10,6% konnten die SD ihren steten
Anstieg seit 1979 auch in diesem Jahr fortsetzen. Sie sind neu mit neun Sitzen (+2) im
Parlament vertreten. Der Rückgang der Grünen setzte sich fort. Bereits in den Wahlen
1995 hatten sie zwei Sitze eingebüsst, und ein weiterer kam nun noch dazu. Die EVP
schliesslich verlor ebenfalls einen Sitz, obwohl sie ihren Wähleranteil halten konnte; sie
ist neu mit drei Mitgliedern im Landrat vertreten. 3

Für die 90 Landratssitze kandidierten 530 Personen. Das links-grüne Lager ging
gestärkt aus den Wahlen hervor: Die SP blieb mit unverändert 25 Mandaten die stärkste
Partei; die Grünen, welche von der Kandidatur Maya Grafs für den Regierungsrat
profitierten, konnten ihre Vertretung von 5 auf 8 Sitze ausbauen. Die bürgerlichen
Parteien verfügen jedoch weiterhin über die Mehrheit im Landrat: Neu stellt die SVP,
welche gleich sechs zusätzliche Mandate erobern konnte, mit 20 Mitgliedern die
zweitstärkste Fraktion. Die FDP (19) und die CVP (11) mussten wie bereits vor vier Jahren
drei resp. einen Sitz abgeben. Bei den kleinen Parteien konnte die EVP ihre 3 Sitze
verteidigen, während die Schweizer Demokraten (4) mit fünf Verlusten mehr als die
Hälfte ihrer Mandate einbüssten. Der Frauenanteil im Baselbieter Parlament stieg leicht
an und beträgt nun genau einen Drittel (1999: 32,2%). 4

WAHLEN
DATUM: 30.03.2003
ROMAIN CLIVAZ

Bei den Wahlen im Februar in den 90 Sitze zählenden Landrat verlor die SP (neu 22
Sitze) 3 Sitze und war damit die Wahlverliererin, blieb aber knapp die stärkste Fraktion
im Parlament. Die Grünen konnten um 3 auf neu 11 Sitze zulegen. FDP (20 Sitze), EVP (4)
und SVP (21) gewannen je einen Sitz, während die Sitzzahl der CVP (11) gleich blieb. Die
SVP konnte sich auf hohem Niveau stabilisieren und erreichte mit 22,5% fast den
Wähleranteil der SP (22,9%). Die grossen Verlierer waren die SD, die 3 ihrer 4 Sitze
verloren. Ihr Niedergang setzte sich damit fort, die Partei hatte schon 2003 5 Sitze
eingebüsst. Die Kräfteverhältnisse im Baselbieter Parlament änderten sich insgesamt
kaum. Der Frauenanteil stieg zwar im Vergleich zu 2003 von 33,3 auf 34,4%, sank aber
leicht im Vergleich zur Situation unmittelbar vor den Wahlen, als die Frauen, da sie
während der Legislatur häufiger als Männer nachgerückt waren, 34 von 90 Sitzen (knapp
38%) gehalten hatten. 5

WAHLEN
DATUM: 11.02.2007
SABINE HOHL

In sieben Kantonen (AI, AR, BL, FR, LU, TI und ZH) wurden die Wählerinnen und Wähler
nicht nur zur Wahl der nationalen, sondern auch der kantonalen Repräsentanten
aufgerufen. Die im Frühjahr durchgeführten kantonalen Wahlen wurden dabei als
wichtige Gradmesser und Testläufe im Hinblick auf die nationalen Wahlen betrachtet.
Nur im Kanton Freiburg fanden die Wahlen nach den Nationalrats- und
Ständeratswahlen statt. Rückblickend erwiesen sich die kantonalen Wahlen allerdings
nur bedingt als Prognoseinstrumente für die nationalen Wahlen, zu stark sind die
kantonalen Eigenheiten. So kündigte sich zwar der herbstliche Vormarsch der neuen
Mitte bereits in den Kantonen an, aber eben nur in jenen Kantonen, in denen GLP und
BDP überhaupt antraten (BL, FR, LU, ZH). Anders als auf nationaler Ebene konnten die
SVP und die Grünen in einigen Kantonen zudem Gewinne verzeichnen. Deutlich waren
hingegen in fast allen Kantonen die Verluste der alten Mitteparteien FDP und CVP.
Kantonale Besonderheiten zeigten sich besonders deutlich im Tessin, wo ein veritabler
Rechtsrutsch zu verzeichnen war. Freilich feierte die Lega nicht nur kantonale Erfolge,
sondern konnte auch bei den nationalen Wahlen einen zusätzlichen Sitz gewinnen.

Die insgesamt erfolgreichste Partei bei den kantonalen Parlamentswahlen in den sieben
Kantonen war die GLP mit total 20 gewonnenen Mandaten.  In denjenigen Kantonen, in
denen sie neu antrat (BL, FR, LU), konnte sie insgesamt elf Sitze besetzen und in Zürich,
in dem Kanton also, in dem sie vor vier Jahren zum ersten Mal überhaupt aufgetreten
war, schaffte sie fast eine Verdoppelung ihrer Sitze von 10 auf 19. Auch die zweite Partei
der neuen Mitte, die BDP, war unerwartet erfolgreich. Sie war in den Kantonen Basel
Landschaft, Freiburg, Luzern und Zürich zum ersten Mal angetreten und konnte in drei
Kantonen insgesamt zwölf Sitze für sich beanspruchen. Einzig in Luzern ging sie leer
aus. Der Antritt der BDP schadete der SVP, von der sie sich abgespaltet hatte, wider
Erwarten nicht. Im Gegenteil, die SVP konnte insgesamt ebenfalls zwölf neue Mandate
verbuchen. Einzig in Zürich verlor sie zwei ihrer 56 Sitze, blieb aber dennoch mit
Abstand stärkste Partei. Die nationalen Verluste der Volkspartei zeichneten sich in den
kantonalen Wahlen also nur sehr bedingt ab. Die kantonalen Gewinne und Verluste der
SP hielten sich in etwa die Waage. Die Sozialdemokraten konnten in den Kantonen
Appenzell Ausserrhoden, Freiburg und Luzern insgesamt acht Sitze zulegen, mussten

WAHLEN
DATUM: 01.01.2011
MARC BÜHLMANN
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aber gleichzeitig in den Kantonen Basel Landschaft (-1), Tessin (-4) und Zürich (-1)
Sitzverluste in Kauf nehmen. Grosse Verluste in allen Kantonen (mit Ausnahme von AI)
mussten die CVP und die FDP hinnehmen. Gleich in drei Kantonen (BL, LU und ZH)
musste der Freisinn jeweils sechs Mandate abgeben. Zudem verlor die FDP je zwei Sitze
in Appenzell Ausserrhoden und im Kanton Freiburg. Im Tessin blieb sie mit vier
Sitzverlusten nur noch sehr knapp die stärkste Partei im kantonalen Parlament.
Insgesamt büsste die FDP im Berichtjahr also nicht weniger als 26 kantonale
Legislativmandate ein. Die CVP musste in den sechs Kantonsparlamenten (ohne AI)
insgesamt 22 Sitzverluste verkraften. Darunter fanden sich herbe Verluste in ihren
Stammlanden Luzern (-7 Sitze) und Freiburg (-6 Sitze). In beiden Kantonen blieben die
Christdemokraten allerdings stärkste Fraktion. Die Grünen konnten hingegen Erfolge
feiern. Während die GP in den Kantonen Zürich, Luzern und Freiburg zwar ihre
Wähleranteile, nicht aber ihre Sitzanteile ausbauen konnte, eroberte sie im Kanton
Basel-Landschaft einen und im Tessin gleich drei neue Mandate. Vielerorts wurden die
Erfolge der Grünen und der GLP mit einem Fukushima-Effekt, also mit der Sensibilität
der Wählerschaft für umwelt- und energiepolitische Fragen nach der Atom-Katastrophe
in Japan erklärt. Der grosse Erfolg der Grünen in den Kantonen – auch bei den
Regierungswahlen konnte die GP gleich in drei Regierungen einziehen (siehe unten) –
fand jedoch auf nationaler Ebene keine Entsprechung.

Bei den kleineren Parteien hielt die Niederlagenserie der Schweizer Demokraten weiter
an. Die SD verloren ihren Sitz in Basel und sind jetzt schweizweit nur noch im Kanton
Aargau in einer kantonalen Legislative vertreten. Die EDU konnte ihre fünf Sitze in
Zürich halten und half im Tessin auf einer Mischliste mit, die fünf Sitze der SVP zu
verteidigen. In den Kantonen Basel-Landschaft und Freiburg war die Union allerdings
nicht mehr angetreten. Die EVP musste insgesamt fünf Mandate abgeben. In Zürich
verlor sie drei Sitze (neu: 7) und in Appenzell Ausserrhoden und in Freiburg jeweils
einen Sitz. Im Kanton Freiburg war sie damit nicht mehr im Parlament vertreten. Im
Kanton Basel-Landschaft konnte sie ihre vier Mandate knapp verteidigen. Einen
Grosserfolg feierte die Lega im Kanton Tessin. Sie gewann sechs Sitze und war mit 21
Mandaten neu zweitstärkste Fraktion im Parlament des Südschweizer Kantons.
Überraschend zog im Tessin zudem die kommunistische Partei zusammen mit dem
„Movimento per il Socialismo“ mit einem Sitz ins Parlament ein. Die CSP konnte ihre vier
Sitze im Kanton Freiburg halten. Im Kantonsparlament von Zürich konnte die Alternative
Liste ihre Sitzzahl auf drei ausbauen (+1 Sitz). Ein Unabhängiger sass im Parlament im
Kanton Freiburg und 22 Unabhängige hatten Sitze in der Legislative des Kantons
Appenzell Ausserrhoden inne.

In drei der fünf Kantone, welche die Wahlbeteiligung ausweisen (nicht in AI und AR),
war diese im Vergleich zu den letzten Gesamterneuerungswahlen zurückgegangen. Im
Kanton Basel-Landschaft betrug der Rückgang 1,9 Prozentpunkte. Nur noch 35,1% der
Baselbieter Bevölkerung beteiligte sich an den Landratswahlen. Etwas höher (38,2%)
war dieser Anteil in Zürich, wo die Wahlbeteiligung im Vergleich zu 2007 (35,9%) leicht
angestiegen war. Leicht zurückgegangen war die Beteiligung hingegen auch im Kanton
Luzern und zwar von 44,8% (2007) auf 43,5% (2011). Fast genauso hoch war die
Wahlbeteiligung im Kanton Freiburg (43,4%). Hier hatte sie im Vergleich zu 2006
allerdings um 2,7 Prozentpunkte zugenommen. Über die Hälfte der Tessiner
Bevölkerung machte von ihrem Wahlrecht Gebrauch. Die 58,5% bedeuteten aber auch
in der Südschweiz im Vergleich zu den letzten Gesamterneuerungswahlen (62,1%) einen
Rückgang.

Auf die insgesamt 704 Sitze, die in den sieben Kantonsparlamenten zu vergeben waren,
wurden insgesamt 186 Frauen gewählt (26,4%). In drei Kantonen hatte der Frauenanteil
abgenommen. Im Kanton Freiburg verloren die Frauen drei Sitze. Der Anteil an Frauen
in der Freiburger Legislative betrug damit noch 20,9%. Je einen Sitz mussten die
Frauen im Kanton Appenzell Ausserrhoden und im Tessin abgeben. Während die
Appenzellerinnen noch mit 14 Kantonsparlamentarierinnen vertreten sind (21,5%),
waren die Tessinerinnen lediglich noch von neun Frauen repräsentiert (13,3%).
Verbessert hat sich die Frauenrepräsentation hingegen in den anderen vier Kantonen,
welche 2011 kantonale Wahlen abhielten. Rund ein Drittel Frauen sitzen in den
Kantonsparlamenten von Zürich (33,3%; +2 Sitze) und Basel-Landschaft (35,6%, +1 Sitz).
Gleich um sieben Sitze zulegen konnten die Frauen im Kanton Luzern, wo ihr
Repräsentationsgrad von 25% auf 30,8% anstieg. Im Kanton Appenzell Innerrhoden
wurde ebenfalls eine zusätzliche Frau ins Parlament gewählt, wo neu elf Abgeordnete
die Appenzellerinnen vertreten (22,5%). Gesamtschweizerisch war Ende 2011 rund ein
Viertel der kantonalen Parlamentssitze mit Frauen besetzt (25,2%). Im Vergleich zu 2010
(24,9%) und im Gegensatz zum nationalen Parlament war dieser Anteil also wieder leicht
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angestiegen (die Vergleiche basieren auf den Resultaten der kantonalen Wahlen 2002
bis 2012; später nachgerückte oder zurückgetretene Frauen wurden zur Berechnung
der Frauenanteile nicht berücksichtigt). 6

Im Vorfeld der Wahlen für den Landrat avancierten die Streitereien innerhalb der FDP,
die Fusion der beiden Basler Halbkantone und Fukushima zu den zentralen
Wahlkampfthemen. Bei den seit 1979 schwächer werdenden Freisinnigen war es ob des
zunehmend populistischen Kurses zu Parteiaustritten ehemaliger Parteigrössen
gekommen. Anfang März mussten die Parteien zudem aufgrund einer von einem CVP-
Postulat angeregten Studie, welche die Vor- und Nachteile einer Fusion der beiden
Basel aufzeigen sollte, Stellung zur Fusionsfrage beziehen. Der deutliche Graben in
dieser Frage – SP, Grüne, GLP, CVP und EVP zeigten sich grundsätzlich offen gegenüber
einer Fusion mit Basel-Stadt; FDP, BDP, SD und SVP waren deutlich dagegen – wurde im
Wahlkampf von beiden Seiten betont. Schliesslich zwang die Atomkatastrophe in Japan
die Parteien zu Stellungnahmen zu einem möglichen Atomausstieg. Auch die
bürgerlichen Parteien äusserten sich dabei kritisch zur Kernenergie, was ihnen von der
SD prompt als Wendehals-Taktik vorgeworfen wurde. Die Grünen und die GLP zeigten
sich froh über die neue Unterstützung und fürchteten dadurch auch keine Einbussen,
weil sie bei diesem Thema glaubhafter seien. Neben den inhaltlichen Themen
interessierte das Abschneiden der beiden zum ersten Mal antretenden GLP und BDP
auch hinsichtlich der anstehenden Nationalratswahlen. Die EDU trat im Gegensatz zu
vor vier Jahren nicht mehr an. Für die 90 Sitze bewarben sich 617 Kandidierende von
neun verschiedene Parteien in den zwölf Bezirken (2007: 572). Der Frauenanteil unter
den Kandidierenden betrug 35% (2007: 37%). Von den acht nicht mehr antretenden
Landrätinnen und Landräten fielen drei der Amtszeitbeschränkung zum Opfer:
Hanspeter Frey (FDP), Eva Chappuis (SP) und Peter Holinger (SVP) hatten bereits vier
Amtsperioden absolviert. Zum ersten Mal hatten die Wählerinnen und Wähler die
Möglichkeit, die Online-Wahlhilfe Smartvote zu verwenden.

Die Wahlen kamen für die FDP einem eigentlichen Einbruch gleich. Sie verlor sechs
Sitze und hatte lediglich noch 14 Mandate inne. Der Freisinn büsste dabei mehr als
einen Viertel seiner Wählerschaft ein (-5,8 Prozentpunkte) und kam noch auf 15,2%
Wählerstärke. Verluste musste auch die CVP (9,3%, -2,9 Prozentpunkte) hinnehmen.
Ihre Sitzzahl verringert sich von elf auf acht Mandate. Einen Sitz verlor auch die SP, die
mit neu 21 Sitzen nur noch zweitstärkste Kraft im Landrat ist (hinter der SVP). Die
Sozialdemokraten kamen noch auf 22% Wähleranteil (-1,0 Prozentpunkte). Auch die SD
verloren Wähleranteile (-2,3 Prozentpunkte). Die verbleibenden 1,2% der Wählerschaft
bedeuteten, dass die SD ihren Sitz verloren und nicht mehr im Landrat vertreten waren.
Die Schweizer Demokraten hatten von 1999 bis 2003 im Landrat neun Sitze inne. Auch
das Comeback des einstigen SD-Nationalrates Rudolf Keller konnte den Niedergang der
Partei nicht aufhalten. Als Gewinnerinnen der Wahlen konnten sich die BDP (4 Sitze),
die GLP (3 Sitze), die SVP (+3 Sitze; neu: 24 Sitze) und die Grünen (+1 Sitz; neu 12 Sitze)
feiern lassen. Die beiden neuen konnten auf Anhieb 5,5% (BDP) bzw. 4,5% (GLP) der
Wählerinnen und Wähler für sich gewinnen. Die SVP wurde mit 24% neu stärkste Kraft
im Kanton (+1,5 Prozentpunkte). Innerhalb von zwölf Jahren war es damit im Kanton
Basel-Landschaft zu einem Rollentausch zwischen SVP und FDP gekommen. Die FDP
war 1999 so stark wie die SVP nach den Wahlen 2011 und umgekehrt. Auch die Grünen
konnten einen leichten Zuwachs von 1,6 Prozentpunkten verzeichnen und kamen neu
auf 13,7%. Unverändert vier Mandate hält die EVP (4,7%, -0,9 Prozentpunkte). Die 32
Sitze, auf welche Frauen gewählt wurden, bedeuteten neuen Rekord. Der Frauenanteil
im Landrat beträgt somit neu 35,6% (2007: 34,4%). Die Wahlbeteiligung lag bei 35,1%
und war damit etwas tiefer als noch 2007 (37%). Insgesamt wurden 15 Bisherige nicht
wieder gewählt. Die dramatischen Verluste der FDP wurden auf den „Atomeffekt“ und
die internen Streitigkeiten zurückgeführt. Ob ein Fukushima-Effekt gespielt habe, ob
also die Atomkatastrophe in Japan und die Diskussion um die Kernenergie den Grünen
und der GLP bei den Wahlen Auftrieb verliehen, war unter Experten umstritten.
Hervorgehoben wurde, dass die GLP auch von ihrer Frische und von der Zerstrittenheit
im bürgerlichen Lager profitiert habe. Die Kernenergie werde aber noch lange
politisches Hauptthema bleiben. Nach den Landtagswahlen ermittelte die
Staatsanwaltschaft wegen Wahlfälschung und Stimmenfang. Auf zahlreichen Listen in
einem der zwölf Wahlkreise seien sehr ähnliche Handschriften festgestellt worden. Im
November wurde das Strafverfahren mangels Beweisen jedoch eingestellt. 7

WAHLEN
DATUM: 27.03.2011
MARC BÜHLMANN
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So früh wie in den letzten 50 Jahren nie mehr, nämlich auf den 8. Februar 2015, setzten
Regierung und Landrat die Gesamterneuerungswahlen im Kanton Basel Landschaft an.
Weil der Wahltermin nicht auf eine eidgenössische Abstimmung und nicht in die
Schulferien fallen soll, habe sich einzig dieser frühe Termin angeboten, erklärte die
Landeskanzlei. Allerdings wurde dieser Entscheid kritisiert, da Weihnachten und
Neujahr einen Wahlkampf praktisch verhinderten bzw. arg verkürzten. Insbesondere die
SVP monierte, dass dadurch vor allem die Bisherigen begünstigt würden. 
Von diesen insgesamt 90 Bisherigen stellten sich für die Wahlen 2015 elf nicht mehr zur
Wiederwahl. Gleich vier Rücktritte musste die SP, die in Liestal bisher über 21 Sitze
verfügte, verkraften – darunter war auch ihr Parteisekretär Ruedi Brassel (BL, sp), der
als profilierter Politiker mit 16 Jahren im Amt aufgrund der Amtszeitbeschränkung auf
vier Legislaturen nicht mehr antreten durfte. Bei der FDP (bisher 14 Sitze), der SVP und
der CVP traten jeweils zwei Bisherige nicht mehr an und die BDP musste den Rücktritt
des 2011 noch für die SVP gewählten Urs-Peter Moos bekannt geben. Moos war 2013 in
die BDP übergetreten. Weil aber auch die BDP mit Peter H. Müller 2012 einen
Frontenwechsel hatte hinnehmen müssen – Müller hatte 2012 zur CVP gewechselt –,
blieb die BDP bei ihren vier Mandaten. Die SVP hatte bei den letzten Wahlen 24 und die
CVP 8 Sitze erhalten. Aufgrund dieser Parteiwechsel sassen vor den Wahlen noch 23
Vertreterinnen und Vertreter der SVP, aber deren 9 von der CVP im Landrat. 
Die 79 wieder antretenden Landrätinnen und Landräte wurden von 518 Bewerberinnen
und Bewerbern herausgefordert. Mit total 597 Kandidierenden traten also etwas
weniger Personen an als noch bei den Wahlen 2011 – damals hatten 617 Kandidatinnen
und Kandidaten um die Gunst der Baselbieter Bevölkerung gebuhlt. Im Vergleich zu 2011
zugenommen hatte hingegen der Frauenanteil auf den verschiedenen Listen: Mit 231
Frauen betrug dieser 38.8 Prozent (2011: 35.0%). 
Die Kandidierenden verteilten sich auf total 8 Parteien. Neben der SP, der FDP, der SVP,
der BDP und der CVP traten auch die GLP (bisher 3 Sitze), die Grünen (8 Sitze) und die
EVP (4 Sitze) an. Einzig die CVP kandidierte nicht in allen 12 Wahlkreisen. Ihr war es
bisher nicht gelungen, sich im Oberbaselbiet zu etablieren: In den drei Wahlkreisen
Sissach, Gelterkinden und Waldenburg traten die Christlichdemokraten entsprechend
gar nicht an. Im Gegensatz zu 2011 nahmen die SD nicht mehr an den Wahlen teil. Die
Partei, für die der Kanton Basel-Landschaft einst eine Hochburg dargestellt hatte, und
die an ihrem Höhepunkt 1999 neun Mandate innegehabt hatte, schien im Baselbiet
langsam von der Bildfläche zu verschwinden. 
Die SVP durfte sich zwar einerseits aufgrund des Abstimmungssieges bei der
Fusionsfrage zusätzliche Unterstützung seitens der Wählerschaft erhoffen, die
Volkspartei musste aber auch einen Skandal in ihren Reihen verkraften: Das
Geschäftsgebahren von Landratspräsidentin Daniela Gaugler (BL, svp) bei der
Vermietung von Zimmern führte dazu, dass diese ihren Hut nehmen musste. Auch weil
die Volkspartei infolge eines Wechsels im Parteipräsidium anders als vor vier Jahren
wesentlich konzilianter auftrat – unter Oskar Kämpfer (BL, svp) hatte ein recht
deutlicher Kurswechsel stattgefunden –, wurden ihr für 2015 geringere Siegeschancen
prophezeit. Zwar hatte die Partei 2011 im Landrat Sitze gewonnen, diese waren aber auf
Kosten des Regierungssitzes und wohl auch des Ständeratssitzes bei den
eidgenössischen Wahlen im Herbst 2011 gegangen. Erwartet wurde für 2015 eher ein
umgekehrtes Resultat: Verluste im Landrat, aber die Verteidigung des Regierungssitzes.
Die FDP hatte sich den Gewinn von nicht weniger als sechs zusätzlichen Mandaten auf
die Fahne geschrieben. Trotz vieler profilierter Köpfe galt dieses Ziel allerdings als sehr
ambitioniert. Die Grünen strebten mit einem hohen Anteil an jungen Kandidierenden
einen Generationenwechsel im Parlament und die Verteidigung ihrer zwölf Mandate an.
Im Wahlkreis Laufental, dem einzigen Bezirk aus dem kein grüner Landrat kommt, hoffte
man auf die Eroberung eines zusätzlichen Mandats. Der Fokus solle nach wie vor auf die
Energiepolitik gelegt werden, wobei auch die Raumplanung nicht ausser acht gelassen
werde, so der Tenor in der Grünen Partei. Der Kanton habe hier im vergangenen
Jahrhundert zu viel verbaut und es verpasst, eine intelligente Siedlungspolitik zu
verfolgen. Für Wirbel und etwas Nervosität sorgte der Grüne Landrat Jürg Wiedemann,
der als aktiver Bildungspolitiker bei den Regierungsratswahlen nicht die neu antretende
SP-Kandidatin Regula Nebiker, sondern Monica Gschwind, die freisinnige
Herausforderin unterstützte, die als neue Bildungsdirektorin einen Kurswechsel in der
Bildungspolitik bewirken sollte. Die GP distanzierte sich auch deshalb vom Sololauf
Wiedemanns, weil die Wiederwahl des eigenen, 2011 gewählten Regierungsrats Isaac
Reber nicht gefährdet werden sollte. Insbesondere die aufstrebenden Juso kritisierten
das Gebahren von Wiedemann. Die aktivste Jungpartei wollte mit insgesamt 22
Kandidierenden, die in elf der zwölf Wahlkreise antraten und Gratisbildung für alle
sowie Wahlrecht für die ganze im Kanton Basel-Landschaft wohnhafte Bevölkerung ab
16 forderten, ein bis drei Mandate im Landrat gewinnen. Hinsichtlich ihrer Wahlziele gar
noch forscher trat die Mutterpartei, die SP, auf. Ziel sei es, die SVP zu überholen, wurde
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verlautet. Die Sozialdemokraten waren noch 2007 stärkste Baselbieter Partei gewesen,
wurden dann aber von der SVP überholt. Die 2011 erstmals in den Landrat gewählten
BDP und GLP peilten beide Fraktionsstärke (5 Sitze) an, wobei seitens der BDP betont
wurde, dass auch in diesem Falle die gut funktionierende Zusammenarbeit mit der GLP
fortgesetzt werden solle. Die BDP wollte mit dem Slogan: "beSTIMMend für das
Baselbiet" und dem Fokus auf Familienpolitik die Mitte stärken. Dort wollte allerdings
auch die CVP ihre 2011 verlorenen Sitze zurückerobern. Die EVP trat als einzige Partei
ohne Plakate an; man wolle lieber auf die Wählerinnen und Wähler hören und stelle
Wunschbücher auf. Mit dieser eigenwilligen Strategie erhoffte sich auch die EVP
Fraktionsstärke.

Am Wahltag zeigte sich – anders als erwartet –, dass der neue Kurs der SVP, die sich
auch bei den Regierungsratswahlen stark mit der CVP und der FDP zu einem «neuen»
bürgerlichen Lager zusammengerauft hatte, bei der Wahlbevölkerung gut ankam.
Obwohl die Wahlbeteiligung mit 33.9 Prozent noch tiefer war als 2011 (35.1%), konnte
die SVP an Wählerstimmen zulegen (+2.7 Prozentpunkte; neu 26.7%) und damit das sehr
gute Resultat von 2011 gar noch um vier zusätzliche Sitze übertrumpfen. Die SVP besetzt
mit ihren neu 28 Sitzen zusammen mit der zweiten Siegerin, der FDP, die drei neue
Mandate hinzugewinnen konnte (17 Sitze), exakt die Hälfte aller Plätze im Landrat. Der
Freisinn konnte dabei die 2011 erlittenen Verluste – damals verlor man beinahe 6
Wählerprozentpunkte und rutschte auf 15.2 Prozent ab – wieder ein wenig wettmachen:
Neu wählten 19 Prozent der Baselbieter Stimmbevölkerung die FDP. Weil die CVP ihre
acht Sitze halten konnte, allerdings ihr während der Legislatur hinzugewonnenes
Mandat verlor (neu: 9.6% Wähleranteil; + 0.3 Prozentpunkte), kann von einer deutlichen
bürgerlichen Mehrheit im Landrat gesprochen werden. Die Gewinne von FDP und SVP
gingen auf Kosten der Grünen und der BDP. Die Grünen brachen in der Wählergunst
stark ein: Nur noch 9.6 Prozent statt wie 2011 noch 13.7 Prozent der Wählerschaft
stimmten für die Grüne Partei, was diese einen Drittel ihres Besitzstandes kostete. Die
GP verfügt neu nur noch über acht Sitze. Auch die BDP wurde regelrecht abgestraft:
Weil sich ihr Wählerstimmenanteil beinahe halbierte (neu 3.3%; 2011: 5.5%), konnte die
BDP nur eines ihrer ursprünglich vier Mandate verteidigen. Als Grund für ihr
«Verschwinden in die Bedeutungslosigkeit» wurde die neu wieder klarer bürgerlich
positionierte FDP genannt, zu welcher zahlreiche ehemalige BDP-Wählerinnen und
-Wähler abgewandert seien. Zudem habe es die BDP in den letzten vier Jahren verpasst,
zusammen mit CVP, GLP und EVP eine starke Mitte aufzubauen. Die SP (21 Sitze, 22%;
unverändert), die EVP (4 Sitze, 5.4% + 0.7 Prozentpunkte) und die GLP (3 Sitze, 4.4% +
0.1 Prozentpunkte) konnten ihre Besitzstände wahren. Weil die SP allerdings ihre
Regierungsbeteiligung verlor, fühlte sich diese Verteidigung dennoch wie eine
Niederlage an. Keinen Erfolg hatte die Juso. Der leichte Wählerzuwachs der EVP wurde
in Anbetracht des plakatlosen Wahlkampfes der Evangelikalen durchaus als
Überraschung bewertet. 
Insgesamt schafften 14 Bisherige die Wiederwahl nicht. Dies hatte teilweise mit dem
Umverteilungsverfahren zu tun, dem etwa gleich zwei bisherige GLP-Landräte zum
Opfer fielen. Die Sitze von Gerhard Schafroth und Hans Furer wurden jeweils einem
anderen Wahlkreis zugeteilt. Parteiinterner Konkurrenz zum Opfer fiel hingegen unter
anderem Peter H. Müller, der nach den Wahlen 2011 von der BDP zur CVP gewechselt
hatte.
Das schlechte Abschneiden der GP und das gute Abschneiden von SVP und FDP wurde
auch mit der Abstimmung zur Kantonsfusion von 2013 in Verbindung gebracht. Die
damalige Zustimmung der Grünen hätte die Partei wahrscheinlich Wählerstimmen
gekostet, während die damals sehr gegen die Fusion eintretende SVP quasi als
Abstimmungssiegerin auch bei den Wahlen belohnt worden sei. In den
Kommentarspalten wurde entsprechend auch die Frage gestellt, wie sich die
Verschiebung hin zu einem gestärkten bürgerlichen Lager auf die Zusammenarbeit
zwischen Basel-Landschaft und Basel-Stadt auswirken werde. Während die einen zu
Gelassenheit mahnten, warnten andere vor schwierigeren Verhandlungen. Die
«Separatisten» würden nun den Ton angeben und sich um die Stadt «foutieren». Mit
der neu in die Regierung gewählten Monica Gschwind werde zudem eine Gegnerin der
Harmonisierung der Schulsysteme am Werk sein. Gemutmasst wurde zudem, ob und
wie die FDP und die SVP den Rückenwind für die anstehenden nationalen Wahlen
mitnehmen würden. 8
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Le Conseil des Etats s'est penché sur le projet de la CIP-CE faisant suite aux initiatives
cantonales (14.316 et 14.307) visant l'autonomie cantonale en matière de procédure
électorale. Le débat sur l'entrée en matière a suscité de nombreuses discussions. Le
résultat de la procédure de consultation a été à maintes reprises mobilisé pour
soutenir la divergence de positions entre les cantons. La question de la garantie des
droits fondamentaux inscrits dans la Constitution aux articles 8 et 34 a également été
soulevée. Une comparaison avec la procédure électorale du Conseil national a
également été faite, pour dénoncer l'ingérence du Tribunal fédéral dans l'organisation
et les procédures électorales cantonales. L'entrée en matière a été finalement décidée
par 26 voix contre 14. 
Le débat s'est poursuivi lors de la discussion par article. L'alinéa 1bis ajouté à l'article
39 Cst sur proposition de la majorité de la commission est approuvé par 24 voix contre
16. Au vote d'ensemble, le projet de la CIP-CE est alors adopté par 26 voix contre 15. Les
représentantes et représentants des cantons de Vaud, de Neuchâtel, du Jura, de Bâle-
Ville et de Bâle-Campagne ont voté selon la position de leur canton lors de la procédure
de consultation, à savoir contre une modification constitutionnelle ou en faveur de la
proposition de la minorité. Robert Cramer (verts, GE) et Paul Rechsteiner (ps, SG) ont
statué, comme leur canton, en faveur de la proposition de la minorité. Daniel Jositsch
(ps, ZH) a défendu la position du canton de Zurich en faveur de la proposition de la
minorité, a contrario de Ruedi Noser (plr, ZH). Finalement, Pascale Bruderer Wyss (ps,
AG), Hans Stöckli (ps, BE) et Roberto Zanetti (ps, SO) n'ont pas représenté l'avis de leur
canton, en votant contre le projet de la commission. Sous l'angle partisan, sept des huit
parlementaires contre le projet, sont socialistes. Ces derniers ont supporté l'avis de
leur parti. C'est au tour du Conseil national de se prononcer sur le projet. 9
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